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befindenwir uns nach dem
Besuch von Bundespräsident
Parmelin in Brüssel tatsächlich
in einer Sackgasse,wie vieler-
orts zu hören und zu lesen ist?
Nein, ich bin nun wieder zuver-
sichtlicher als vor diesem Tref-
fen. Denn erstens kam es nicht
zu einem Abbruch der Verhand-
lungen,was unser gutesVerhält-
nismit der EU für die nähere Zu-
kunft zweifellos beeinträchtigt
hätte. Zweitens haben beide Sei-
ten trotz fundamentalerDifferen-
zen ihre Kompromissbereitschaft
bekräftigt – auch die EU-Kom-
mission, die zuvorNachverhand-
lungen kategorisch abgelehnt
hatte. Unter diesen Umständen
sehe ich durchausMöglichkeiten,
dass durch Klarstellungen und
Präzisierungen die erfolgreichen
undwichtigen bilateralenVerträ-




die im Parlament und imVolk
mehrheitsfähig sind?




ration in das Recht der EU ist
meines Erachtens mehrheits-
fähig,weil dies nicht einemPara-
digmenwechsel gleichkäme. Ein
solches Vorgehenwäre für beide
Seiten ein Gewinn. Mit völker-
rechtlichmeine ich, dassman das
Verhältnis auf der Grundlage
souveränerGleichheitweiterent-




auch als Plan B dienen,wenn der
vorliegende und offensichtlich
unfertige Entwurf für ein Rah-
menabkommen scheitert.
Sie haben gesagt, es bestehe
nun dieMöglichkeit, aus einer
Sackgasse herauszukommen.
Das heisst doch aber, dasswir
uns bisher in einer solchen
befanden.Wie sindwir da
hineingeraten?
Nach meiner Ansicht wurde
das institutionelle Rahmenab-
kommen von Anfang an falsch
aufgegleist. So hat die Schweiz
selbst für die Entscheidung von
Streitfragen den Europäischen
Gerichtshof vorgeschlagen und
nicht den Efta-Gerichtshof unter
Mitwirkung eines Schweizer
Richters. Das jetzt dem Europäi-
schen Gerichtshof vorgelagerte
Schiedsgericht verfügt bei stritti-
gen Fragen um das Rahmen-
abkommen, die keinen direkten
Bezug zum Binnenmarkt haben,
leider nicht expressis verbis über
abschliessendeUrteilskompeten-
zen. Sodann hat die Schweiz seit
demAbschluss derBilateralen-II-




eingeführt, ohne dieseAspekte in
einem Bilateralen-III-Paket zu-
sammenmitweiteren Fragenwie
Strom, Forschung und Gesund-
heit zu regeln. Es geht hier um
Anliegen, die für beide Seiten
wichtig sind. Die Schweiz hätte
ihre Trümpfe besser ausspielen
können und müssen.
Was ist da inzwischen passiert?
Noch vor einem Jahr sprach
sowohl die EU als auch Bundes-




jetzt ist die Rede von einem
unvollendeten Dokument.
Dies ist in der Tat erstaunlich
und wohl auf mehrere diplo-






auch von einem diplomatischen
Fehler sprechen?
Dass der Entwurf in einzelnen
Fragen Klärungsbedarf offen-
bart, wird nun ja von beiden
Seiten offen eingeräumt. Eswäre
deshalb meines Erachtens zu-
mindest fahrlässig, wenn nicht
sogarverantwortungslos, diesen
offensichtlich nicht zu Ende
verhandeltenVertrag Parlament
und Volk vorzulegen. Denn die
Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger haben aufgrund ihrerver-
fassungsmässigen Rechte einen
Anspruch darauf, dass ihnen nur
klare Entscheidungsgrundlagen
und -möglichkeiten zurAbstim-
mung vorgelegtwerden. Ob und
wie aber der Europäische Ge-
richtshof letztlich über die ver-
schiedenen noch offenen Fragen
des Lohnschutzes oder des
EinbezugsderUnionsbürgerricht-
linie entscheiden wird, kann
man aufgrund des vorliegenden
Entwurfs nicht voraussagen.Dies
gilt unter anderem auch für die
Frage,welche Bedeutung die Guil-
lotine-Klausel der Bilateralen-I-
Verträge für das Rahmenabkom-
men hat.
Bei IhrenAusführungen kann
man den Eindruck erhalten,




re unter Bundesrat Burkhalter
wirkten teilweise orientierungs-
los.Dies lässt sichmeines Erach-
tens dadurch erklären, dass der
Gesamtbundesrat und damit die
anderen Departemente zuwenig
einbezogen wurden. Dies im
Unterschied zu den früheren bi-
lateralen Verhandlungspaketen
I und II, wo alle betroffenen
Ämter undDepartemente stärker
koordiniert und von unabhängi-
gen Experten begleitet wurden.
Leider hatte aber Bundesrat
Blocher die auf Europarecht spe-
zialisierte Arbeits- und Koordi-
nationsgruppe im Bundesamt
für Justiz nach den erfolgreichen
Schengen-Dublin-Verhandlun-
gen aufgelöst. Zwar verfügt die
Verwaltung weiterhin über her-
vorragende Köpfe mit guten
europarechtlichen Kenntnissen,
doch diese sind mit dem Tages-
geschäft in ihren Departemen-





diplomatisch. Sind Sie der
Ansicht, dass der Lead vom
Aussendepartement zum
Justiz- und Polizeidepartement,
also von Bundesrat Cassis zu
Bundesrätin Keller-Sutter
wechselnmüsste?
Ja, der stärkere Einbezug von
Bundesrätin Keller-Sutter ist eine
Option, die näher zu prüfenwäre.
Bereits bei den Bilateralen-II-
Verträgen hat der Bundesrat die
Verhandlungsführung in den
rechtlich anspruchsvollen Dos-
siers von Schengen und Dublin
der hervorragenden Juristin
Jagmetti-Greiner aus dem Bun-
desamt für Justiz übertragen,
nachdemerzunächst einenNicht-
juristen aus dem Wirtschaftsde-
partement dafür bestimmt hatte;
auf diese positive Erfahrung hät-
te man bereits bei Beginn der
Verhandlungen über ein Rah-
menabkommen zurückgreifen
müssen.
Aber kannman jetzt einfach
wieder aufs Neue verhandeln?
Aus Schweizer Sicht ist
die Situation doch so, dass
die einen überhaupt nichts
wollen und anderewie die
Handelskammern unbedingt
unterzeichnenwollen?
Wenn der Brief der Handels-
kammern an den Bundesrat, auf
den Sie anspielen, und Aufrufe
von Alt-Bundesräten als allge-
meine Unterstützung für die
Weiterführung und Weiterent-
wicklung des bilateralen Weges
verstandenwerden, dann ist eine
solche Rückenstärkung legitim
und verständlich. Wenn solche
Aufrufe aber alsAufforderung ge-
meintwären, den nunvorliegen-
den Entwurf ohne zusätzliche
Klarstellungen und Präzisierun-
gen telquel dem Parlament und
dem Volk vorzulegen, dann wä-
ren sie aus den vorhin erwähn-
ten Gründen nicht nur wenig
hilfreich, sondern letztlich auch
verantwortungslos undmitweit-
reichenden Kollateralschäden
verbunden, weil ein Scheitern
absehbar ist.
Zurzeit werden vor allem






Chancen auf eineMehrheit hat?
Ja, sofern die am jüngsten Tref-
fen bestärkte Kompromissbereit-
schaft tatsächlich auch in die
Verhandlungen Eingang findet.
Weil beim Rahmenabkommen,
wie dies ja schon seinName sagt,
die institutionellen Fragen im
Zentrum stehen, halte ich deren
weitere Tabuisierung für absurd
und im Hinblick auf eine all-
fällige Volksabstimmung als
kontraproduktiv.Ohnehin stehen
Fragen des Lohnschutzes, der
Unionsbürgerrichtlinie und der
Beihilfen in einem logischen
Zusammenhangmit den institu-
tionellen Fragen der Streit-
schlichtung und der dynami-
schen Rechtsübernahme. Doch
mit demArgument, dass Souve-
ränität in der heutigen Zeit der
Globalisierung nichtmehr abso-
lut sein könne,wird hier einTabu
geschaffen, was letztlich zu
weiterer Kritik am Rahmenab-
kommen führt – auch wenn es
natürlich zutrifft, dass staatliche
Souveränität nicht umfassend
sein kann und Staaten durch
Verträge ihre Souveränität nicht
nur begrenzen, sondern im
Gegenteil auch stärken und
erweitern können.
Nun ist es aber doch so,
dass niemand über die institu-
tionellenAngelegenheiten
spricht.Müssteman für die
Klärung dieser Fragen nicht
fast schon auf Feld eins zurück?
Sicher ist, dass esmit Klarstellun-
gen und Präzisierungen nicht
getan ist. Es braucht echte Nach-
verhandlungen, deren Ergebnis-
semeines Erachtens aber durch-
aus in gemeinsamen Erklärun-
gen, in einemAnhang oder einem
Zusatzprotokoll völkerrechtlich
verbindlich geregelt werden
können. Der vorliegende Text
könnte zwar, müsste aber nicht
geändert werden.
Es ist auffällig, dass in
der Region Basel sehr viel
sensibler auf den Besuch von
Bundespräsident Parmelin in
Brüssel reagiertwurde als in
der übrigen Schweiz. Umwie
viel wichtiger ist dasVerhältnis
zur EU in einer Grenzregion
wie derNordwestschweiz als
in anderen Regionen?
Die meisten Schweizer Kantone
sind Grenzkantone undmit ihren
Nachbarregionen in Deutsch-
land, Frankreich, Italien und
Österreichwirtschaftlich engver-
bunden. Dies hat über den Ver-





besteht eine grosse Sensibilität
gerade auch für Fragen der Per-
sonen- und Niederlassungsfrei-
heit sowie der bilateralenVerträ-
ge insgesamt.
«Von Anfang an falsch aufgegleist»
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